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KIFÖG - GUT GEWOLLT, NICHT GUT GEMACHT!
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Man kann der regierenden Koalition sicher nicht unterstellen, Schlechtes gewollt
zu haben. Eine zehnstündige Ganztagsbetreuung gilt eben vielen in SPD, CDU und
Linken als Allheilmittel gegen allerlei sozialpolitische Defizite.

Da der liberale Ansatz, dort zu helfen, wo Hilfe nötig ist, von den drei in diesem
Punkt sozialdemokratischen Parteien nicht geteilt wird, im Gegenteil, die Idee, den
Einrichtungen in sozialen Brennpunkten mehr Geld für Bildung und Förderung zur
Verfügung zu stellen als Diskriminierung abgelehnt wird, sollen es eben wieder
zehn Stunden für alle sein. In Zeiten guter Steuereinnahmen mag das auch zu
finanzieren sein. Wir werden sehen, ob sich Sachsen-Anhalt diese Kosten auf
Dauer leisten kann. 550 Millionen Euro, wie die Volksstimme am 4. Dezember
berichtete, das ist bei einem Gesamthaushalt von 10 Milliarden eine gewaltige
Summe. Geld, das nur ausgegeben werden sollte, wenn damit wirklich eine
deutliche Verbesserung der frühkindlichen Bildung und Betreuung sichergestellt
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werden kann. Kommende Bildungstests werden es zeigen, denn bisher sind die
Verfechter von frühkindlicher Bildung in öffentlichen Einrichtungen den Beweis
dafür schuldig geblieben. Zudem mehren sich kritische Stimmen vor allem seitens
der Praktiker, die weiter eine Überlastung der Erzieher, einen erheblichen
Fachkräftemangel, eine Überalterung des Personals befürchten. Einzig die Träger
der freien Wohlfahrtspflege scheinen zufrieden mit der Neuregelung.

Nun muss die Praxis beweisen, ob die neuen Regelungen wirklich halten, was die
Regierung verspricht. Kritik kommt derzeit sowohl von den Erzieherinnen, die die
Entlastung vermissen, die ihnen versprochen wurde und von den Gemeinden, die
sich durch die neuen Regelungen um eine ihrer Kernaufgaben beraubt sehen.
Nach der kommunalen Selbstständigkeit und den Schulen verlassen jetzt auch die
Kindergärten die kleineren Orte, so die Befürchtung. In den größeren Gemeinden
schmerzt der Verlust einer Kernaufgabe, die ursprünglich als einer der Gründe für
die kommunale Neugliederung herangezogen wurde. Einmal mehr drohen die
Kommunen dem Land mit dem Gang zum Verfassungsgericht nach Dessau.

Der liberale Gegenentwurf: Ein Rechtsanspruch für alle Kinder von fünf Stunden,
ein Rechtsanspruch von zehn Stunden für Kinder deren Eltern erwerbstätig sind,
eine echte Relation von 1:6 in der Krippe und 1:13 im Kindergarten sowie die
Bereitstellung von Landesmittel für die Betreuung und Bildung der Kinder, bei
denen eine Ganztagsbetreuung erforderlich ist und für Kinder mit einem Bedarf
an Frühförderung. Verbleib der Aufgabe bei den Gemeinden, gemeinsame
Finanzierung durch Gemeinden, Kreise, Land und Eltern und Verzicht auf den
fünf-prozentigen Eigenanteil des Trägers der Einrichtung. Gezielte Förderung
entsprechend des Bedarfes anstatt Gießkanne. Wahrscheinlich werden wir
darüber schon vor 2016 wieder diskutieren.


